
III.

Steigerung der Arbeitsproduktivität

§ 10
(1) Die Steigerung der Arbeitsproduktivität der 

volkseigenen Betriebe ist die Grundvoraussetzung für 
die Erfüllung der Volkswirtschaftspläne. Die Arbeiter 
und Angestellten der volkseigenen Betriebe überneh­
men ihre Verantwortung durch Abschluß des Betriebs­
vertrages. Alle leitenden Organe der volkseigenen Be­
triebe sind für die Erreichung der im Plan vorgesehenen 
Steigerung der Arbeitsproduktivität verantwortlich. Es 
ist ihre Aufgabe, die Arbeitsorganisation und den Ar­
beitsablauf ständig zu verbessern, alle Voraussetzungen 
zur Entfaltung der Aktivisten- und Wettbewerbsbewe­
gung zu schaffen, technisch begründete Arbeitsnormen 
weiter zu entwickeln und die Produktionstechnik laufend 
zu verbessern.

(2) Die leitenden Organe sind verpflichtet, die bisher 
gemachten Erfahrungen in der Arbeitsinstruktion anzu­
wenden und alle Maßnahmen zu ergreifen, um die Ar­
beitsmethoden und Erfahrungen der besten Arbeiter, be­
sonders der Aktivisten, auf die anderen Arbeiter im Be­
trieb und im Industriezweig zu übertragen.

(3) Die leitenden Organe sind verpflichtet, das Vor­
schlags- und Erfindungswesen auf breiter Basis zu ent­
wickeln und alle technischen Neuerungen in Überein­
stimmung mit den Interessen der Deutschen Demokrati­
schen Republik anzuwenden.

§ И
Die Leiter der volkseigenen Betriebe und Vereinigun­

gen sind verpflichtet, bei der Erstellung der technisch be­
gründeten Arbeitsnormen die Richtlinien des Zentral­
ausschusses für technische Arbeitsnormen (Z TAN) beim 
Ministerium für Industrie der Deutschen Demokratischen 
Republik anzuwenden. Die technisch begründeten Ar­
beitsnormen sind im Betriebsvertrag festzulegen.

§ 12
Das Ministerium für Industrie kann im Einvernehmen 

mit dem Ministerium für Arbeit und Gesundheitswesen 
und dem Zentralvorstand der zuständigen Gewerkschaft 
technisch begründete Arbeitsnormen für Gruppen von 
volkseigenen Betrieben oder für volkseigene ganze In­
dustriezweige für verbindlich erklären.

§ 13
Die Anwendung der hochproduktiven Leistungslohn­

arbeit (Stücklohnarbeit) auf der Grundlage technisch be­
gründeter Arbeitsnormen ist ständig zu erweitern.

§ 14
Die Fachministerien sind verpflichtet, in Zusammenar­

beit mit dem Ministerium für Arbeit und Gesundheits­
wesen und den zuständigen Gewerkschaften den ihnen 
unterstehenden volkseigenen Betrieben und Vereinigun­
gen laufend Anweisungen für Maßnahmen zur Steige­
rung der Arbeitsproduktivität zu geben.

§ 15
Die Fachministerien sind verantwortlich für die Er­

stellung von Lohngruppenkatalogen für die einzelnen 
Wirtschaftszweige und von Betriebs-Lohngruppenkata­
logen für die volkseigenen Betriebe. Die Lohngruppen­
kataloge für die einzelnen Wirtschaftszweige sind vom 
Ministerium für Arbeit und Gesundheitswesen kurzfri­
stig zu bestätigen.

§ 16
(1) Das Ministerium für Arbeit und Gesundheitswe­

sen hat die Aufgabe, darüber zu wachen, daß bei dem 
Abschluß von Kollektiv-Verträgen für die volkseigenen 
Betriebe und Vereinigungen ein Lohnsystem entwickelt 
wird, daß dem Unterschied zwischen einfachen und kom­
plizierten, leichten und schweren Arbeiten sowie zwi­
schen den volkswirtschaftlich entscheidenden Industrie­
zweigen und den übrigen Wirtschaftszweigen zugunsten 
der höher qualifizierten Arbeit und der größeren volks­
wirtschaftlichen Bedeutung Rechnung trägt.

(2) Die Lohn- und Arbeitsbedingungen in den Betrie­
ben und Verwaltungen werden durch Kollektiv-Ver­

träge geregelt. Bis zum 1. Juni 1950 legt das Ministerium 
für Arbeit und Gesundheitswesen dem Ministerrat eine 
Verordnung über den Abschluß von Kollektiv-Verträ­
gen zur Verabschiedung vor.

§ 17
(1) Die planmäßige Steigerung der Arbeitsproduk­

tivität sichert die ständige Erhöhung des Reallohnes.
(2) Das Ministerium für Planung in Zusammenarbeit 

mit dem Ministerium für Arbeit und Gesundheitswesen 
und dem Ministerium der Finanzen gliedert die geplante 
Gesamt-Lohnsumme auf und arbeitet ein dem Volkswirt­
schaftsplan entsprechendes Lohngefüge für jedes Plan­
jahr aus.

IV.

Förderung der Aktivisten- und Wettbewerbsbewegung

§ 18
(1) Die Aktivistenbewegung ist die wichtigste gesell­

schaftliche Kraft bei der Erfüllung der Wirtschaftspläne 
zur Festigung der demokratischen Ordnung. Sie wird 
von den Gewerkschaften organisiert und geführt. Ihre 
Förderung ist eine nationale Aufgabe.

(2) Die Direktionen der volkseigenen Betriebe und 
das technische Personal sind an der Aktivistenbewe­
gung aktiv beteiligt und tragen für ihre weitere Entwick­
lung eine hohe Verantwortung.

(3) Die Regierung der Deutschen Demokratischen Re­
publik, die Länderregierungen und alle staatlichen und 
wirtschaftlichen Organe sind verpflichtet, diese Bewe­
gung allseitig zu fördern.

§ 19
Zum Tag der Aktivisten, den 13. Oktober, werden 

jährlich Ehrenzeichen verliehen für:
a) Helden der Arbeit :— Silber-Ehrenzeichen.

Die Verleihung erfolgt durch Beschluß der Regie­
rung auf gemeinsamen Vorschlag der Gewerk­
schaften und der entsprechenden Ministerien. Die 
mit dem Titel „Held der Arbeit“ Ausgezeichneten 
zählen zu dem Personenkreis, dessen Förderung 
die Kulturverordnungen regeln.

b) Verdiente Aktivisten — Bronze-Ehrenzeichen. 
Verdiente Erfinder — Bronze-Ehrenzeichen.
Die Verleihung erfolgt durch das zuständige Fach­
ministerium auf Vorschlag der Gewerkschaften und 
der Direktion des Betriebes.

§ 20
Zur Auszeichnung der besten Qualitätsbrigaden ver­

leiht das zuständige Ministerium der Deutschen Demo­
kratischen Republik auf Vorschlag der Gewerkschaften 
und der Direktion des Betriebes den Titel „Brigade der 
besten Qualität".

§ 21
Zur Entfaltung der Wettbewerbsbewegung in den ent­

scheidenden Industrie- und Wirtschaftszweigen verleiht 
die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik 
in Übereinstimmung mit dem Bundesvorstand des Freien 
Deutschen Gewerkschaftsbundes Wanderfahnen an die 
Siegerbetriebe.

§ 22
(1) Zur Prämiierung der Titelträger, der Brigaden 

der besten Qualität und der Siegerbetriebe im Wettbe­
werb werden jährlich im Haushaltsplan Mittel zur Ver­
fügung gestellt. Im Jahre 1950 stehen dafür erstmalig 
3 750 000,— DM zur Verfügung.

(2) Das Ministerium für Arbeit und Gesundheitswesen 
erläßt hierzu in Übereinstimmung mit dem Bundes­
vorstand des Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes, 
dem Ministerium der Finanzen und den Fachministerien 
bis zum 30. 6. 1950 Durchführungsbestimmungen.

§ 23
(1) Die Fachministerien sind verpflichtet, Maßnah­

men zur Ausbildung geeigneter Aktivisten für qualifi­
zierte und leitende Arbeiten durchzuführen.

(2) Die Kulturdirektionen der volkseigenen Betriebe 
sind verpflichtet, in Zusammenarbeit mit der Betriebsge­
werkschaftsleitung und den technischen Aktivs die fach­
liche Schulung der Aktivisten im Betrieb zu organisie­
ren.
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